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Die üfſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
IN) 

Die Decemberverfaſſung hatte, wie wir gefehen, die Stellung des 
Reichsrathes in weſentlichen Dingen verändert. Allein die Zuſammen— 
ſetzung des Parlaments war unberührt geblieben und ſo trat der ver— 
faſſungsrechtliche Umſchwung ſinnenfällig wenig hervor. Derſelbe Reichs- 
rath, welcher die Verfaſſungsänderung beſchloſſen, tagte auch unter der 
neuen Ordnung der Dinge fort, die 1867 eröffnete Seſſion erfuhr durch 
die Verfaſſungsreviſion keine Unterbrechung. 

Es iſt daher ſehr begreiflich, daß jene Beſtrebungen, welche auf 
eine Reform der Bildung des Reichsrathes gerichtet waren oder die 
deſſen Exiſtenz überhaupt negirten, durch die Decemberverfaſſung nicht 
entwaffnet waren. Man hatte über dieſe Forderungen ſichtlich nur mo- 
mentan den Uebergang zur Tagesordnung beſchloſſen, nicht die Sache 
ſelbſt einer endgiltigen Löſung zugeführt. Eine ſolche Löſung, wenn 
auch in entgegengeſetzter Richtung, verlangten aber die politiſchen Par⸗ 
teien und ſo kam es, daß einerſeits die Agitation um Einführung 
directer Wahlen ſofort nach der Sanctionirung der Decemberverfaſſung 
aufgenommen wurde und daß andererſeits das Jahr 1868 jene großen 
gegneriſchen Kundgebungen zu Tage förderte, welche den ſchwerſten An⸗ 
griff auf den Beſtand des Reichsrathes enthielten, nämlich die czechiſchen 
Declarationen vom 23. und 25. Auguſt und die Reſolution des gali- 
ziſchen Landtages vom 24. September. 

Von dieſen Gegenſätzen ſind die nächſten Jahre durchwegs erfüllt, 
bis es dem Gedanken der directen Reichsrathswahlen in der Wahl⸗ 
reſorm von 1873 gelingt, die Gegenſtrömung wenigſtens vorläufig zu 
überwinden. Es wäre ein dankbarer Stoff hiſtoriſcher Forſchung, Schritt 
für Schritt das Erſtarken dieſes polititiſchen Gedankens zum führenden 
Parteiprogramm zu verfolgen und im Einzelnen nachzuweiſen, wie mit 
jedem Angriff auf die Stellung der Reichsvertretung die Anhänger der 
letzteren von der einfachen Abwehr vorwärts gedrängt wurden bis zu 
dem Entſchluſſe, die Reichsvertretung auf die Baſis der Volkswahl zu 


) Vergl. Nr. 50 des Jahrganges 1885 dieſer Zeitſchrift. 


ſtellen. An dieſer Stelle können wir dies natürlich nicht verſuchen, wir 
müſſen aber den Entwicklungsproceß wenigſtens in den allgemeinſten 
Umriſſen beleuchten. 

Die Forderung der unmittelbaren Wahlen oder, beſſer geſagt, 
die Loslöſung des Reichsrathes von den Landtagen war in ihrer poli— 
tiſchen Wirkung gleichbedeutend mit einer Herabdrückung der Landtage, 
und ſo iſt es ſehr erklärlich, daß dieſe Forderung zunächſt weder in 
den Landtagen, noch in dem von den Landtagen beſchickten Reichsrathe 
erhoben wurde. Und nicht minder begreiflich iſt es, daß die Regierung, 
welche auf Grund der Verfaſſungsreviſion ſoeben neu gebildet worden 
war, ihre Thätigkeit nicht mit der Initiative zu einer neuen Ver— 
faſſungsreviſion eröffnen wollte. Unter ſolchen Umſtänden mußte die 
Agitation nothwendigerweiſe in dem Dunkel der Parteien ihren Aus- 
gang nehmen, von hier aus mußte ſie in die Volksvertretung verpflanzt 
und in Folge von alledem mußte ſchließlich die Regierung mit forte 
geriſſen werden.“) 

Die Regierung hatte ſich dem Thema mit Beginn des Jahres 
1868 nur inſoweit genähert, als es durch die Ausführung der Decem— 
berverfaſſung ſelbſt geboten war. Es galt die Möglichkeit ſubſidiärer 
directer Wahlen, welche theoretiſch ſchon ſeit 1861 feſtſtand, auch prak⸗ 
tiſch zu ſchaffen und ſo entſtand aus der Initiative der Regierung das 
Nothwahlgeſetz vom 29. Juni 1868. Mit dieſem Geſetze war zwar 
den Landtagen nichts entzogen, was fie ſeit 1861 als ihr Recht be- 
ſeſſen hatten, es lag nach wie vor in ihrer Hand, durch die Beſchickung 
des Reichsrathes unmittelbare Reichsrathswahlen auszuſchließen. Allein 
durch das Nothwahlgeſetz war die Grundlage geſchaffen, auf der ſpäter 
in jenen Fällen, in welchen die Reichsrathsbeſchickung durch Landtage 
nicht zu Stande kam, in der That unmittelbare Wahlen vorgenommen 
wurden, und inſoferne iſt dies Geſetz eine Etappe auf dem Wege zur 
allgemeinen Wahlreform von 1873. 

In der Landtagsſeſſion von 1868, welche der Promulgirung 
des Nothwahlgeſetzes nach wenigen Wochen ſolgte, gelangte der Ruß 
nach directen Wahlen ſchon in drei Landtagen, nämlich in jenen 
Niederöſterreichs, Steiermarks und Krains, laut zum Ausdruck. *) 


Von da an nahm die Agitation ihren weiteren Lauf und nöthigte 
im nächſten Jahre den Verfaſſungsausſchuß des Abgeordnetenhauſes 
und die Regierung ſelbſt, die Frage in Behandlung zu ziehen. Weil die 
Action aber eine abgerungene war, ſo erfolgte ſie nicht in einer gerade 
auf das Ziel losſteuernden Weiſe, ſondern in der zu einer raſchen 


) Nichts ſcheint uns für den Urſprung der Bewegung kennzeichnender, 
als daß noch im Jahre 1873 der Entwurf des Berichterſtatters über die 
Wahlreform im Abgeordnetenhauſe (Her bſt) von einer Statiſtik der Petitionen 
in dieſer Angelegenheit ſeinen Ausgang nahm. 

* In dem niederöſterreichiſchen Landtage wurde der bedingte Verzicht 
auf das Landtagswahlrecht von dem Plenum ausgeſprochen, im ſteiermarkiſchen 
Landtage fiel der analoge Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes mit 25 gegen 25 
Stimmen, im kraineriſchen Landtage wurde die Berathung der Frage ganz ab- 
gelehnt. 


Löſung unglücklichſten Form. Der Verfaſſungsausſchuß beantragte nur 
die Abtretung der Petitionen an die Regierung zur Würdigung der 
Frage der directen Wahlen und das Plenum kam nicht einmal dazu, 
über dieſe Directive Beſchluß zu faſſen. Die Regierung aber raffte ſich 
nur zu einem an ſämmtliche Landeschefs gerichteten Rundſchreiben des 
Miniſters des Innern auf, welcher dieſelben anwies, die Landtage bei 
der Behandlung von Anträgen auf Einführung directer Wahlen zu der 
Beantwortung einer Reihe von Fragen über die Räthlichkeit und über 
die Modalitäten der Wahlreform zu beſtimmen. “) 


In der Natur einer Bewegung, die aus dem unorganiſirten 
Parteileben hervorgegangen war, mußte es ohne Zweifel liegen, daß 
an das Verlaugen der unmittelbaren Wahlen ſich alle erdenklichen Wünſche 
ſchloſſen, die auf die Geſtaltung der Volksvertretung Bezug haben 
konnten. Daß in den Chor, welcher an die Pforten der Landtage 
tönte, in den Ruf nach unmittelbaren Wahlen ſich die Stimmen ver⸗ 
wirrend miſchten, welche zugleich eine Vermehrung der Abgeordneten⸗ 
zahl, eine Vernichtung der Curien, eine Verbreiterung des Wahlrechtes 
verlangten, das kann nicht befremden. Nur in der Macht der Regierung 
hätte es gelegen, wenn fie in die Sache eingriff, die wirr durchein— 
ander wogenden Fluthen in ein gemeinſames Bett zu zwängen, die 
legislativen Factoren für die Loslöſung des Reichsrathes von den Land» 
tagen zu gewinnen und alles Andere hinter dieſer principiellen Frage 
zurückzudrängen. Statt deſſen warf die Regierung in der mittelbar an die 
Landtage geſtellten Rundfrage ſelbſt alle ſtrittigen Probleme auf und jo 
konnte die Antwort nur eine widerſpruchsvolle ſein. So viel war 
höchſtens klargeſtellt, daß jene Parteien, welche eine Rückbildung der 
Decemberverfaſſung nicht wollten, der Loslöſung des Reichsrathes von 
den Landtagen nicht widerſtrebten. Ueber das hinaus war auch unter 
den Anhängern der Reform keine Uebereinſtimmung und ſo iſt es 
begreiflich, daß die Regierung nicht dazu gelangte, die Wahlreform energiſch 
vor den Reichsrath zu bringen. 

Das Geſammtminiſterium beſchräukte ſich darauf, die Landtags⸗ 
beſchlüſſe über die Frage der directen Wahlen dem Reichsrathe vor— 
zulegen; der Entſchluß, zu der Frage ſelbſt Stellung zu nehmen, fpal- 
tete das Bürgerminiſterium in zwei Theile. Das reconſtruirte Mini— 
ſterium gelangte lediglich dazu, eine Ergänzung des Nothwahlgeſetzes 
vorzuſchlagen, und auch dies nur, ohne die Frage über das Stadium 
des Ausſchußberichtes hinaus zu bringen; denn die ſchwaukenden Ver⸗ 
handlungen hatten nahezu zur Selbſtauflöſung des Parlaments geführt. 

Nur eine kleine Minorität des Abgeordnetenhauſes hielt es noch 
in den letzten Zügen der Seſſion für möglich, einen Initiativantrag im 
Reichsrathe einzubringen, der der Wahlreform galt, zu einer barla- 
mentariſchen Behandlung iſt dieſer Antrag nicht mehr gelangt. Die 
Frage war im Reichsrathe 1870 nur formell zur Discuſſion geſtellt 
worden. Die Löſung blieb ſpäteren Jahren vorbehalten. 

Die Verſuche der Miniſterien Potocki und Hohenwart, die Gegner 
der Verfaſſung zur Anerkennung des verfaſſungsmäßigen Bodens zu bringen, 
welche die Jahre 1870 und 1871 füllten, ſchloßen natürlich jeden 
Verſuch aus, die Bedeutung der Landtage durch ein unmittelbar gewähltes 
Reichsparlament herabzudrücken. Wohl hatte ſpeciell das Miniſterium 
Hohenwart eine umfaſſende Wahlreform in Angriff genommen, allein 
es handelte ſich hier um eine von unten aufſteigende Reform des Wahl- 
rechtes, die mit den Landtagswahlordnungen abſchloß und an die 
Bildung des Reichsrathes nicht rührte. 

Als dieſe Verſuche, den Verfaſſungsconflict durch weitgehende 
Zugeſtändniſſe an die Landtage zu löſen, abgebrochen wurden und die 
gegnerische Strömung wieder zur Herrſchaft kam, da war der Gedanke 
der directen Wahlen ſchon mit viel größerer Beſtimmtheit als Kampf⸗ 
mittel erkannt worden und geradezu zum Beftandtheile des Regierungs⸗ 
programmes erwachſen. Das Miniſterium Auersperg wollte entſchloſſen 
die Loslöſung des Reichsrathes von den Landtagen, um die Herrſchaft 
der Partei auf ein direct gewähltes Parlament zu ſtützen, und dieſe 
Einſeitigkeit des Standpunktes war die Bürgſchaft des politiſchen 
Erfolges. 

In der Throurede vom 28. December 1871 wurde mit Ent⸗ 
ſchiedenheit ausgeſprochen, daß, „wie den Landtagen eine autonome 
Stellung gewährleiſtet ſei, jo auch dem Reichsrathe die volle Unab⸗ 
hängigkeit dadurch geſichert werden müſſe, daß die Reichsvertretung in 
ſelbſtſtändiger Weiſe gebildet werde.“ 


*) Vergl. „Wiener Zeitung“ vom 18. September. 
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Doch auch jetzt geſchah der entſcheidende Schritt noch nicht ſofort. 
Die Regierung ſollte erſt „für dieſe unmittelbare Verkörperung des 
öſterreichiſchen Staatsgedankens die Wege ebnen, um fie im geeigneten 
Zeitpunkte unter Wahrung aller vertretungsberechtigten Intereſſen der 
Verwirklichung zuzuführen“ und inzwiſchen durch einen beſonderen 
Geſetzentwurſ „dem Mißbrauch des verfaſſungsmäßigen Wahlmandats“ 
wirkſam begegnen. Es handelte ſich zunächſt darum, die Exiſtenz des 
Reichsrathes gegen jede Gefährdung ſicherzuſtellen, und daher ſollte vor 
Allem die in dem Nothwahlgeſetze von 1868 gegebene Waffe ver⸗ 
ſchärft werden. Der Reichsrath war in ſeinem Beſtande nicht nur dann 
bedroht, wenn die Landtage die Beſchickung verweigerten, ſondern auch 
dann, wenn die von den Landtagen Gewählten aus politiſchen Rück⸗ 
ſichten die Ausübung des Mandats unterließen. Dieſen paſſiven Wider- 
ſtand noch wirkſamer als bisher zu beſeitigen, war das zweite Noth⸗ 
wahlgeſetz beſtimmt, welches am 13. März 1872 die Sanction erhielt 
und normirte, daß eine directe Wahl ausgeſchrieben werden könne 
wenn der Fall des Erlöſchens eines Reichsrathsmandates aus was 
immer für einem geſetzlichen Grunde während der Dauer einer Reichs⸗ 
rathsſeſſion eintrete. *) 

Nachdem auf dieſe Weile die große legislative Maßregel vor- 
bereitet worden war, that die Regierung den entſcheidenden Schritt mit 
der Wahlreformvorlage, welche am 15. Februar 1873 im Abgeord— 
netenhauſe eingebracht wurde. 


Die juriſtiſchen Bedenken, ob den Landtagen das Recht der 
Reichsrathsbeſchickung im Wege der Reichsgeſetzgebung entzogen werden 
könnte, beſtanden für die Regierung und ihre Partei nicht mehr, die 
Loslöſung des Reichsrathes von den Landtagen mußte erreicht werden, 
um das Reich von den Ländern unabhängig zu machen und die Ver— 
tretung der letzteren in den Hintergrund zu drängen. **) 

Dieſes eine Ziel faßte bie Regierungsvorlage feſt in's Auge, und 
deshalb wurden alle weiteren Reformbeſtrebungen, deren wir früher 
gedachten, in der Hauptſache zurückgedrängt. 

Sollte das vielfach anfechtbare Werk nicht durch die Erweckung 
neuer Gegner neben den Verfechtern der Landtagsrechte ſcheitern, fo 
durfte man nicht weiter gehen, als durch den Zweck der directen 
Wahlen ſelbſt zwingend geboten war. Man durfte an die Grundlagen 
des Wahlrechtes nicht rühren, die Principien der Reichsrathswahlord⸗ 
nung mußten mit jenen der Landtagswahlordnungen in der Hauptſache 
identiſch bleiben. Es hatte ſomit die Intereſſenvertretung nach wie vor 
als oberſtes Princip zu gelten und es konnte in Folge deſſen nur eine 
einzige Neuerung als unabweisbare Folge auerkannt werden, nämlich 
die Vermehrung der Abgeordnetenzahl. Großgrundbeſitz und Handels 
kammern verſchlangen ja vorweg eine große Reihe von Mandaten, und 
der Reſt ſollte getrennt auf Stadt- und Landgemeinden vertheilt 
werden. Wenn man nun nicht vielen ſtädtiſchen und allen ländlichen 
Wahlbezirken Dimenſionen geben wollte, welche eine ernſthafte Wahl 
von vorneherein unmöglich machten, ſo mußte man zu einer Ver— 
mehrung der Abgeordnetenzahl ſchreiten. Und zwar konnte dies um ſo 
unbedenklicher zugegeben werden, als hiedurch kein beſtehendes Intereſſe 
verletzt, vielmehr das Ziel der Wahlreform ſelbſt unmittelbar gefördert 
wurde. Die Herabdrückung der Landtage war das eigentlich Gewollte 
und dazu war es unerläßlich, daß der Reichsrath die Landtage auch 
äußerlich, durch ſeine Mitgliederzahl, überrage, wie es dem Geſammt⸗ 
reichsrath bei der Gründung der Verfaſſung zugedacht geweſen war. 

Bis hieher führte unläugbar die conſequente Verfolgung eines 
großen Geſichtspunktes; dies muß ſelbſt von Jenen zugegeben werden, 
welche den Standpunkt nicht theilen. Der Punkt, welcher die Kritik 


) Nach dem Ausſchußberichte des Abgeordnetenhauſes (Berichterſtatter 
Weeber) ſtanden Regierung und Ausſchuß dabei auf dem Standpunkte, daß für 
jene Fälle, in welchen der paſſive Widerſtand durch den Nichteintritt der 
Gewählten in das Abgeordnetenhaus oder durch die Verweigerung des Gelöb⸗ 
niſſes geübt würde, ſchon durch das Staatsgrundgeſetz Vorſorge getroffen ſei, da 
hier die Reichsrathsbeſchickung nicht als zum Vollzuge gekommen gelten 
könne; die Novelle ſollte nur, die Regierungsvorlage erweiternd, alle jene Fälle 
normiren, in welchen die Nichtvertretung eines Wahlbezirkes während der Dauer 
einer Reichsrathsſeſſion platzgreiſe. 

) Die größte Bedeutung in dem Entwicklungsproceß des Gedankens der 
directen Reichsrathswahlen kommt unſtreitig der Rede von Lichtenfels im 
Herrenhauſe am 15. Jänner 1870 zu; dieſe Rede iſt die wirkſamſte Bekämpfung 
jenes Standpunktes geweſen, welchen auch die Reformer urſprünglich eingenommen 
hatten, daß nämlich die Loslöſung des Reichsrathes von den Landtagen auf 
Grund des Verzichts der Landtage erfolgen müſſe. 


herausfordert, iſt nicht in dieſer Linie gelegen, ſondern ein ganz 
anderer. Es fragt ſich, ob die Wahlreſorm von 1873, ihrem Ausgangs- 
punkte getreu, in der That lediglich die durch die veränderte Abgeord⸗ 
netenſumme nöthigen Veränderungen vorgenommen hat oder ob bei der 
Auftheilung der Abgeordneten auf die Wählerelaſſen und bei der 
Abgrenzung der Wahlbezirke im Einzelnen Einwirkungen anderer Rück 
ſichten zu erkennen ſind. 1 Be 

Sollte die Wahlreform nur den allgemeinen Intereſſen dienen, 
dann durfte dort, wo ſie bei der neuen Vertheilung der Wahlbezirke 
an dem Machtverhältniſſe der Parteien rütteln mußte, dies nur 
geſchehen, um die Ungleichmäßigkeiten der beſtehenden Wahlordnung aus⸗ 
zugleichen, nicht aber, um letztere zu verſchärfen. Daß die Wahlordnung 
von 1861 ein Uebergewicht jener Intereſſengruppen ſchuf, welche ſich 
im Vormärz allein oder mit anderen im Beſitze des Rechtes der 
Vertretung befunden hatten, war aus dem Geſetz continuirlicher Ent— 
wicklung ebenſo begreiflich, als daß ſie dies deshalb nicht unterließ, 
weil auf dieſe Weiſe der deutſche Volksſtamm in den Vordergrund 
geſtellt wurde, welcher bisher dem Staate ſein Gepräge verliehen hatte. 
Die Aufgabe einer Reform, welche den Gedanken der Volksvertretung 
entwickeln wollte, konnte es aber nicht ſein, nach zwölf Jahren eine 


es 
Einſeitigkeit zu potenziren, wenn dieſe auch bei der Schaffung der 
Volksvertretung noch ſo ſehr geboten geweſen war. Und deshalb muß 
der Wahlreform von 1873 gegenüber das Urtheil dahin lauten, daß, 
indem ſie es im Kleinen nicht verſchmähte, die Machtverhältniſſe zu 
Gunſten einer Partei zurechtzulegen, der große, beherrſchende Geſichts— 
punkt die Rückſichten der Partei nicht zu überwinden vermochte und 
daß daher die Erhöhung der inneren Kraft der Volksvertretung nur 
eine zweifelhafte war. 


Um das Ziel der Wahlreform legislativ durchzuführen, bedurfte 
es eines Zweifachen. 

Es mußte zunächſt das 1867 revidirte Grundgeſetz über die 
Reichsvertretung eine Abänderung in jenen Paragraphen erfahren, welche 
die Bildung des Reichsrathes aus den Landtagen normirten und die 
Vertheilung der Reichsrathsabgeordneten auf die einzelnen Länder und 
Wählerclaſſen feſtſtellten, und es mußte zweitens jene Vertheilung der 
Abgeordneten auf die einzelnen Wahlbezirke und Wahlkörper, welche 
bisher in dem Anhange zu den einzelnen Landesordnungen erſolgt war, 
durch ein einheitliches Geſetz erfolgen. 

Das Eine wie das Andere geſchah, wenn auch unter dem Pro— 
teſte der Minorität des Parlaments, welche die Beſtimmungen 
der Landesordnungen über die Beſchickung des Reichsrathes nicht ledig— 
lich als Folgerung aus einem ſchon feſtſtehenden, hier nur citations- 
weiſe aufgenommenen Grundſatze, ſondern vielmehr die Beſchickung des 
Reichsrathes als ein den Landtagen einſeitig nicht entziehbares Recht 
betrachtete. 

Zunächſt wurde durch Geſetz vom 2. April 1873 das Staats⸗ 
grundgeſetz revidirt und hier (58S 7 und 8) das Princip der unmittel- 
baren Reichsrathswahl und der Intereſſenvertretung als leitender 
Grundſatz in die Verſaſſung aufgenommen. Zur Durchführung dieſes 
Principes wurde aber auch noch die Reichsrathswahlordnung geſchaffen, 
welche, wenn auch nicht mit dem grundrechtlichen Charakter, als 
neues Glied in den Kreis der Verfaſſungsgeſetze trat. Mochte die 
Reichsrathswahlordnung auch materiell im engſten Zuſammenhange 
mit den Landtagswahlordnungen ſtehen und mochte ſomit zunächſt an 
den Grundlagen der Reichsvertretung wenig verändert fein, formell 
war durch die Schaffung der Reichsrathswahlordnung der Charakter 
des Reichsrathes als einer ſelbſtſtändigen, von den Landtagen unab⸗ 
hängigen Körperſchaſt zum vollen Ausdruck gebracht. 

Auf dieſen Grundlagen hat die Reichsvertretung durch zwei 
volle Sitzungsperioden getagt. Der Reichsrath der 1873er Wahlreform 
hat unverändert genau dieſelbe Lebenszeit zu verzeichnen, welche dem 
aus den Landtagen hervorgegangenen Reichsrathe mit mancherlei Wand⸗ 
lungen beſchieden geweſen war, und auch die jüngſte Verrückung der 
Vertretungsbaſis hat behutſam an das Werk von 1873 angeknüpft. 
Dieſe Ordnung muß daher nicht nur als ein Glied der Entwicklung, 
ſondern als der in der Hauptſache noch geltende Rechtszuſtand einer 
eingehenden Betrachtung unterzogen werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wahlen in die Handelskammern erfolgen „zur Ausübung politi⸗ 

ſcher Nechte“. Der Ankauf von Legitimationskarten und der den⸗ 

ſelben angeſchloſſenen Abſtimmungszettel fallt unter den Begriff 
einer Fälſchung der Abſtimmungsreſultate. 

Die von dem Angeklagten Iſak Mendl H. erhobene Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Lemberg vom 
21. Juli 1885, 3. 9459, womit derſelbe des Vergehens nach Art. VI 
des Geſetzes vom 17. December 1862, R. G. Bl. 1863, Nr. 8, ſchuldig 
erkannt wurde, hat der k. k. Caſſationshof mit Entſcheidung vom 30. Novem- 
ber 1885, Z. 10.762, als ungegründet verworfen. — Gründe: 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten Iſak Mendl H. ſtützt 
ſich auf den Nichtigkeitsgrund des $ 281, 3. 9, lit. a St. P. O., 
welcher deshalb angerufen wird, weil einerſeits die Wahlen in 
die Handelskammer nicht zur Ausübung politiſcher Rechte erfolgen und 
weil anderſeits die durch den erſten Richter feſtgeſtellte That, das iſt 
der Ankauf einer gewiſſen Anzahl von Legitimationskarten und der 
denſelben angeſchloſſenen Abſtimmungszettel noch keineswegs unter den 
Begriff des Wahlſtimmenkaufes unterſtellbar iſt, daher durch die Schuldig⸗ 
erklärung des Angeklagten des im Art. VI des Geſetzes vom 
17. December 1862, R. G. Bl. 1863, Nr. 8, vorhergeſehenen 
Vergehens das Geſetz unrichtig angewendet wurde. 

Dieſe Beſchwerde kann jedoch als gerechtfertigt nicht angeſehen 
werden; denn die Rechte, mit welchen eine Handels- und Gewerbekamm er 
nach dem organiſchen Geſetze vom 29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 85, 
ausgeſtattet iſt, find ihrem Weſen nach keine privaten (bürgerlichen) 
Rechte, deren Gegenſtand die Privatrechtsſphäre der einzelnen Einwohner, 
Körperſchaften und moraliſchen Perſonen im Staate unter einander wäre, 
und da im Staate außer den bürgerlichen und politiſchen Rechten es 
keine weitere Kategorie von Rechten gibt, da überdies im § 14 des 
Geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger, die bürgerlichen (privaten) Rechte 
den politiſchen Rechten en gegengehalten werden, endlich die im bezogenen 
organiſchen Geſetze einer Handes- und Gewerbekammer zugeſtandenen 
Rechte au und für ſich die Realiſirung der politiſchen Zwecke der 
Staatsverwaltung zum Gegenſtande haben, jo gehören dieſe Rechte zu 
den politiſchen Rechten, nnd da deshalb die in die Handels- und 
Gewerbekammer gewählten Vertreter zur Ausübung der politiſchen Rechte 
berufen ſind, ſo geſchieht die Wahl dieſer Vertreter durch die 
Wahlberechtigten zur Ausübung der politiſchen Rechte, daher im vorlie- 
genden Falle der Gerichtshof ganz gehörig den Artikel VI des Geſetzes 
vom 17. December 1862, R. G. Bl. 1863, Nr. 8, angewendet hat. 

Der erſte Richter hat feſtgeſtellt, daß der Angeklagte eine 
beträchtliche Anzahl von Legitimationskarten ſammt den denſelben an⸗ 
geſchloſſenen Abſtimmungszetteln von dem mit der Buſtellung dieſer 
Karten betrauten Magiſtratsdiener Johann Karl S. einige Tage vor 
dem zur Vornahme der Handelskammerwahl in Lemberg angeordneten 
Termine in der Abſicht gekauft habe, um, ſei es perſönlich, ſei es durch 
andere unberechtigte Perſonen, bei der Wahlhandlung von dieſen Karten 
Gebrauch zu machen und auf dieſe Art das Ergebniß. der Wahl zu 
alteriren. Es iſt zwar richtig, daß die Qualiſication dieſer That als 
Wahlſtimmenkauf ſich nicht rechtfertigen läßt, da der Kauf und Verkauf 
von Wahlſtimmen im Sinne des Geſetzes ein mit dem berechtigten 
Wähler getroffenes Uebereinkommen, welches hier nicht vorlag, zur 
nothwendigen Vorausſetzung haben muß. Gleichwohl darf nicht verkannt 
werden, daß durch die Feftſtellungen des erſten Richters der Thatbeſtand 
des erwähnten Vergehens in der Richtung der verſuchten Fälſchung 
der Abſtimmungsreſultate verkörpert erſcheint, indem darin, daß der 
Angeklagte die Zuſtellung der Legitimationskarten an die berechtigten 
Wähler verhinderte und dieſe Legitimationskarten ſich zu dem Zwecke 
verschaffte, um auf Grund derſelben unberechtigten Perſonen die 
Betheiligung an der Wahl zu ermöglichen und auf dieſe Art deren 
Ergebniß zu fälſchen, alle Merkmale der zur wirklichen Ausübung des 
Reates führenden Handlung, beziehungsweiſe des ſtrafbaren Verſuches 
gelegen ſind. 

Dieſemnach war die Nichtigkeitsbeſchwerde gemäß § 288 St. P. O. 
als ungegründet zu verwerfen. 
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Gelege und Berordnungen. 
1885. I, Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs- 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 18. Ausgeg. am 14. März. — Anttsunterricht für die k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphendirectionen. H. M. 3. 5019. 24. Februar. 

Nr. 19. Ausgeg. am 15. März. — Verbot der Zeitſchrift „Rebach“. 
H. M. Z. 8881. 12. März. — Verfahren in Unfällen bei Poſtambulaneefahrten. 
H. M. 3. 7880. 28. Februar. — Ermächtigung des königlich ungariſchen 
Aerarialpoſtamtes in Szäszväros zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über 
mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 7861. 
5. März. 

Nr. 20. Ausgeg. am 23. März. — Errichtung eines Filial⸗Aufgabspoſt⸗ 
amtes in Brünn, Ratwitgaſſe. H. M. Z. 7176. 5. März. — Errichtung eines 
Poſtamtes in Ispas. H. M. Z. 7175. 5. März. 

Nr. 21. Ausgeg. am 28. März. — Errichtung eines königlich ungariſchen 
Aera rialpoſtamtes am Ausſtellungsplatze in Budapeſt, ſowie mehrerer nichtärariſcher 
königlich ungariſcher Poſtämter. H. M. Z. 8945. 16. März. 

Nr. 22. Ausgeg. am 30. März. — Vorſchrifteu über das poſtamtliche 
Verfahren bei Poſtgefällsübertretungen. H. M. Z. 7774. 4. März. 

Nr. 23. Ausgeg. am 2. April. — Verbot der Zeitſchrift „Unitatea Natio- 
nale“. H. M. Z. 11.082. 30. März. — Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. 
3. 9560. 19. März. — Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für das Sommerſemeſter 
1885, d. i. für die Zeit vom 1. April bis Ende September 1885. H. M. 3. 5010. 
16. März. — Errichtung eines italieniſchen Poſtamtes in Maſſouah am Rothen Meere. 
H. M. Z. 8959. 16. März. — Herausgabe eines abgekürzten Gebührentarifes 
für die öſterreichiſchen Staats⸗, Eiſenbahn⸗ und Privattelegraphen⸗Anſtalten. 
H. M. Z. 648. 14. März. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 5 und des 
Geſammtnachtrages Nr. 1 zum Berner Verzeichniſſe der Telegraphen⸗Bureaux. 
H. M. Z. 7075. 7. März. — Aenderungen im Telegraphentarife. H. M. 
3. 8068. 17. März. 

Nr. 24. Ausgeg. am 4. April. — Reactivirung des Poſtamies Tere⸗ 
bleſtie. H. M. Z. 8946. 18. März. — Ermächtigung des königlich ungariſchen 
Aerarialpoſtamtes in Duna⸗Földvar zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über 
mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 10.374. 


23. März. — Errichtung eines Poſtamtes in Citolib. H. M. Z. 9077. 26. März. 


Errichtung eines Poſtamtes in Labowa. H. M. Z. 10.087. 28. März. — 
Errichtung eines Poſtamtes in Daszawa. H. M. Z. 10.088. 28. März. 

Nr. 25. Ausgeg. am 8. April. — Verfahren mit Poſtſendungen an 
handelsgerichtlich gelöſchte Firmen. H. M. Z. 7912. 6. März. — Durchfuhr von 
Tafeltrauben in Fäſſern durch Deutſchland. H. M. Z. 10.707. 30. März. — 
Ergänzung des Verzeichniſſes der deutſchen Zollſtellen, über welche die Einfuhr 
von Pflanzen u. ſ. w. in Deutſchland ſtattfinden darf. H. M. Z. 11.075. 27. März. 

Nr. 26. Ausgeg. am 14. April. — Poſtdampfſchiffverbindung von Eng⸗ 
land nach Neu⸗Fundland. H. M. Z. 12.084. 6. April. — Errichtung eines 
Filial⸗Aufgabspoſtamtes in Brünn, Kröna. H. M. 3. 9736. 28. März. — 
Aenderung in dem Stande der bisherigen Telegraphen-Druckſorten. H. M. 
3. 9160 ex 1884. 26. März. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen 
Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 9516. 
26. März. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe der küſtenländiſchen Statt⸗ 
halteret Franz Ritter von Schwartz anläßlich deſſen Penſionirung den Titel 
und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben den Finanzrath Dr. Witold von Korytowski 
zum Oberfinanzrathe der Lemberger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium des Innern 
Dr. Joſeph Saller das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Sigmund Ritter von Steinberg 
in Klagenfurt anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Ober⸗ 
baurathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Ingenieuren M. Froehlich, Moriz Loe w 
und Michael Leitner, Erſterem den Titel eines Baurathes taxfrei, Letzterem das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium für Cultus und Unterricht Leopold Grafen 
Auersperg und den Miniſterial-Viceſecretär im Miniſterium für Landesver⸗ 
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theidigung Raphael Grafen Aichelburg zu Bezirkshauptmännern und den Bezirks⸗ 
commiſſär Karl Freiherrn von Thyſebaert zum Statthaltereiſecretär in Nieder⸗ 
öſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Andreas Nowacki, 
Demetrius Krajezyk, Adalbert Wawrzkowiez und Athanaſius Zajaczfomsfi 
zu Steueroberinſpectoren der galiziſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsofficials⸗, eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der k. k. 
niederöſterr. Statthalterei in der zehnten, reſp. elften Rangsclaſſe, bis Ende Marz. 
(Amtsbl. Nr. 55.) 

Magiſtratsrathsſtelle beim Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien mit 2400 fl. Gehalt und 30%, Quartiergeld, bis 24. März. 
(Amtsbl. Nr. 55.) f 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten, eventuell eine Statthaltereifecretärs) 
ſtelle in der achten Rangsclaſſe in Böhmen, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 56.- 

Oberingenieursſtelle in der achten Rangsclaſſe für den Staatsbaudienſt im 
Herzogthume Salzburg, eventuell Ingenieursſtelle in der neunten und eine Bau⸗ 
adjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 56.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebeuten Rangsclaſſe, eventuell eine 
Statthaltereiſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung 
in Dalmatien, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 59.) 

Materialverwaltersſtelle im Beamtenſtatus der drei k. k. Wiener Kranken⸗ 
anftalten in der achten Rangsclaſſe, 300 fl. Activitätszulage und einer Natural- 
wohnung, bis 10. April. (Amtsbl. Nr. 60.) 
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Neu in zweiter ergänzter und verbesserter Auflage erschien: 
Die 
Oesterreichische Gewerbe- Ordnung. 


Mit Rücksicht auf das praktische Bedürfniss erläutert und mit For- 
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Die treundliche Aufnahme der ersten Auflage dieses Werkes und 
die Fortschritte auf dem Gebiete der Gesetzgebung haben 
wartet kurzer Zeit eine neue Ausgabe nothwendig gemacht. 

Die Verfasser waren bemüht, die Tendenzen, welche der ersten 
Arbeit zu Grunde gelegen sind, weiter auszubauen und die seither 
gesammelten Erfahrungen zum Besten des Werkes entsprechend zu 
verwerthen. 


in uner- 


Die Bestimmungen, auf welche das Kundmachungspatent vom 
20. December 1859 verweist und welche ausser diesem Buche bis- 
her noch nirgends systemmässig zusammengestellt erschienen sind, 
wurden eingehender entwickelt, die Erläuterungen der eigentlichen 
Gewerbeordnung, die Ansammlung von Partikularentscheidungen und 
praktischen Formularien angemessen vermehrt, einzelre Theile voll- 
ständig umgearbeitet, endlich im Anbange eine Reihe von Gesetzen 
angeschlossen und erläutert, welche der Praktiker gerne zur Hand hat. 

Gleichzeitig wurde auch die äussere Anlage des Buches in eine 
dem Bedürfnisse näher liegende Form gebracht, namentlich der Gesetzes- 
text durch eine hervortretende Schriftgattung von den Verordnungen etc. 
streng geschieden und das Register reichlich erweitert, um die Uebersicht 
des massenbaften Stoffes zu erleichtern. 

So möge denn auch diese neue Ausgabe des für die Praxis 
ausgezeichneten Buches die weiteste Verbreitung finden. 


Vorräthig in allen Buchhandlungen und zu beziehen durch obigen Verlag. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 45 der Erkenntniſſe 1885. 


Mit einer literarifchen Beilage: Blau, Volkswirth⸗ 
ſchaftliche Chronik von Oeſterreich⸗-Ungarn. 
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